
o 115 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

9. 12. 1959 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom ., 
mit dem das Notarversicherungsgesetz 1938 
abgeändert und ergänzt wird (5. Novelle zum 

Notarversicherungsgesetz 1938). 

Der Nat:ionalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Notarversicherungsgesetz 1938, BGB!. 
Nr. 2, iIli der Fassung ,der Buooesg·esetze vom 
4. Juli 1951, BGB!. Nr. 174, vom 3. Juli 1952, 
BGB!. Nr. 159 (2. Novelle zum Notarversiche­
rungsgesetz 1938), vom 9. März 1955, BGB!. 
Nr. 67 {3. Novelle zum Notarversicherungsgesetz 
1938), vom 2. Dezember 1957, BGB!. Nr. 262 
(4. Novelle zum Notarversich.erungsgesetz 1938) 
uoo des AllgemeiIlien Sozialversicherungsgesetzes, 
BGB!. Nr. 189/1955, wird abgeändert und er­

. gänzt wie folgt: 

1. § 11 Ahs.·l hat zu lauten:: 

,,(1) Die lruvalidlitätsrente besteht 
a) aus dem Gruoobetrag von 1440 S monat­

lich; 
b} aus ·dem Steigerungsbetrag für' jeden an­

rechenbaren Beitragsmonat von S 375; 
c) aus einer allfälligen Zusatzrente für jeden 

anrecheIlibaren iBeitragsmonat vom 1. Jän­
ner 1934 an in der Höhe von sieben Achtel 
vom Tausend des durchschnittlichen Be­
trages des 400 S übersteigenden Teiles der 
Monatseinlkommen im Sinne des § 36 
Abs' G 2; für anrechenbare Beitragsmonate 
aus der Zeit vom 1. Jänner 1934 bis 30. Juni 
1949 ist die Zusatzrente mit dem Doppelten 
des errechneten Betrages anzusetzen. 

Die Invaliditätsrente ~inschließ,lich eines Zwölf­
tels der Sonderzahlunlg (§ 21 a) darf. ohne Zu­
schüsse gemäß § 10 Abs. 2 und 3 80 v. H. und 
mit solchen Zuschüss'en 100 v. H. des Durch­
schnittes der Monatseinkommen im Sinne des 
§ 36 Abs. 2 aus den letzten 36 Beitragsmonaten 
vor Eintritt dies Versicherungsfalles nicht über­
steigen; fällt die Rente erst nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres an, so wil'd diese Höchst­
grenze, wenn es für den. Versicherten günstiger 
ist, auf d'en Durchschnitt der Monatseinkommen 
im Sinne des § 36 Abs. 2 aus den letzten 36 Bei-

tragsmonaten vor Volleooung des 60. Lebens­
jahres angewend.et; hiebei' sind die Monats­
einkommen aus d,er Zeit vor dem 1. Juli 1949 
mit dem doppelten Betrage zu veransdJ.lagen; 
für die Höhe von MonatseinkommeIli, die vor 
dem 1. Jänner 1927 liegen, obliegt die Beweislast 
dem Versicherten heziehungsweise dessen an­
spruchsberechtigteIli Hinterbliebenen." 

2. § 10 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Ist der Rentenempfänger derart hilflos, 
daß er ständiger Hilfe und Wartung bedarf, so 
gebührt ihm ein Zus·chuß im Ausmaß von 
25 v. H. der Invaliditätsrente ohne Zusatzrente 
und' ohne Hilflos'enzuschuß." 

3. Dem § 15 ist als Abs. 2 anzufügen: 

,l~) Ist die Rentenempfängerin derart hilflos, 
daß sie stäooiger Hilfe und Wartung bedarf, so 
gebührt ihr ein Zuschuß im Ausmaß von 25 v. H. 
der Witwenrente ohne Zusatz rente, jedoch min­
destens 300 S." 

Die bisherigen Abs. 2 und 3 des § 15 erhalten 
die Bezeichnung A'hs. 3 und 4. 

4. Der bisherige Abs. 4 des .§ 15 erhält die 
Bezeichnung Abs. 5 und hat zu lauteJ1J: 

,,(5) Im Falle der Wiederverheiratung wird die 
Witwenrente mit dem fünffachen Jahresbetrag 
der Rente einschließlich eines im Zeitpunkt des 
Erlöschens gebührenden Hilflosenzuschusses ab­
gefertigt. " 

Der bisherige Abs. 5 des § 15 erhält die Be­
zeichnung Abs. 6. 

5. Dem bisherigen einzigen Absatz des § 16, 
der die Bezeichnung ,,(1)" erhält, ist folgender 
Absatz anzufügen: 

,,(2) Abs. 2 des § 15 findet entsprechend An­
wendung; HilfloseJ1Jzuschuß wird jedoch frühe­
stens ab dem Zeitpunkt gewährt; in dem die 
Waise das 14. Lebensjahr vollendet hat." 

6. § 17 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Alle Hinterbliebenenrenten zusammen 
dürfen nicht höher sein als die Invaliditätsrente, 
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auf die der Versicherte bei seinem Ableben Ari, 
· spruch oder f!,.nwartschaft hatte, samt dien jeweils' 
in Betracht .kommenden Kinderzuschüssen. AU­

. fällige Hilflosenzuschüssehaben hiebei außer An­
satz zu blei'ben. Inner.halb dieses Höchstausmaßes 
sind alle Renten verh:i,ltnismäßig zu . kürzen; 
hie'beiisteine Witwenrente gemäß § 14 Z. 1 lit.b 

· nicht zu berücksichtigen." . 

· 7. Nach § 20 a ist einzufügen: 

"h) Sonderregelung bei Vorliegen 
von Ver s ich e run g s zeit e n in 
me h re re nP e n s i.o n s{R'e n t e n)v e r­
s ic he run gen, die' nach d'e n B e­
stimmungen . verschiedener 
Bundes·gesetz.e geregelt sind. 

· § 2ob. Die Sond'erregelung bei Vorliegen von 
Versicherungszeiten in mehreren P~nsions(Ren­

, ten}versicherungen, die nach den Bestimmurigen 
. verschiedener Bundesgesetze; . geregelt sind 

reichischer Staatsbürger ist und die Versiche­
r,ungsanstalt die Zustimmung zum Auslands~ 
aufenthalt erteilt." 
,,(3) Ruht der Anspruch aUf eine Rente nach 

Abs. 2, so g~bührt den ,sich im Inlande aufhalten­
den Angehörigm, die irri Falle des lüdes des 
Versicherten Anspruch auf ein~' Hinterbliebenen­
rente hätten, eine Rente in derHöhe der halben 
ruhenden Rente, und zwar dem Ehegatten vor 
den Kindern. Dieser Anspruch steht Angehörigen 
nicht zu, deren Mitschuld od,er Teilnahme an der 
straBbaren Handlung, welche die Freiheitsstrafe 
oder die Anhaltung (Abs. 2Z.1) verursacht hat, 
durch rechtskräftiges Erkenrttnis· des Straf­
gerichtes oder rechtskr~ftigenBescheid einer Ver­
waltu,ngs'behörde festgestellt .ist. Das Erfordernis 
des Urteiles (Bescheid.es) 'en tfälh, wenn ein solches 
(ein solcher) wegen. des. Todes; .der ,Abwesenheit 
oder eines anderen in' der betreffenden Person 
liegenden 'Grundes nicht ergehen kann~" 

(§§ 251 a Allgemeines Sozialversicherungsgesetz; 11. § 241:> Abs. 4 erster Satz hat zu lauten: 
. 'BGBl. Nr: 189/1955, 71 Gewerbliches Selb-

ständigenr-.Pensiomwersicherungsgesetz, . BGBl. " Bei. eherrtallgen Notaren und ,Notariatskandi­
Nr. 292/1957, und 6~ Landwirtschaftliches Zu~ dat~n, dlie·iri.. der im Abs. 1 angegebenen Zeit aus 
schußrentmversicherungsgesetz, BGBLNr. 293/ den dort angegebenen Gründen ausgewandert 
1957), ist auch im Verhältnis zur Notarversiche~. sind, tritt bei Aufenthalt im Auslande kein 
rung mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, Ruhen des ILeistungsanspruches nach. § 23 Abs.2 
daß' die Berufsunfähigkeit im Sinne' des § 10 Z. 2·ein.1

' . 

Abs.l dem Versicherungsfall der' geminderten 
Arbeitsfähigkeit in der Pensionsversicherung nach 12. § 27 Ahs. 3 hat zu)auten: 

· dem Allgemeinen Sozialversic!lüungsgesetz . bec ,,(3) Der Hauptversammlung obliegt. jedenfalls' 
ziehungsweisedem Versicherungsfall der' dauern- . 1. die Wahl des Vorstandes u~dder Rechnungs­
de~ Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Gewerb-' prüfer in gesonderten Wahlgärigen der Grup-
liChen Pensiotisversicherungsgese.tzes und des' pen der Notare un:d Notariatskandidaten; 
~andwirtschaftlichen Zuschußremenversicherungs- 2. die Beschlußfassung über den] ahres·voranschlag 
gesetzes gleichzusetzen ist.". . (Haushaltsplan); 

8. Dem § 21 ist als Abs. 6 anzufügen: 

,,(6) Alle Zahlungen von Leistungen sind auf 
volle Schillinge aufzurunden." 

'9. § 21 b Abs. LEinganghat ,zu lauten: 

"Renteriempfä~gern wird 
Rente gewährt, und.' i'war". 

.. 
eIn Zuschlag . zur 

,10. § 23 Abs. 2 und,3habenzu läuten: 
, , 

3:die Beschlußfassung über den aus dem Rech­
nungsabschluß und den statistischen Nach­
weisungen bestehenden Jahresbericht des Vor­
standes und' über die Entlastung des Vor­
standes; 

4. die Beschlußfassung Über Maßnahmen im Sinne 
des § 36 Abs. 4 und 5; 

5. die 'Beschlußfassung über allfällige Zuweisu~gen 
an' den Unterstütiungsfonds;' Cl' 

6. die Beschlußfassung über die Satzung und der~ri 
... ,,(2) Die Leistungsansprüche ruhen" solange der" Knderung." . 
Anspruehsberechtigte' . 

. n'. § 36 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten: Leine länger als einen Mofia,t währende Freiheits-. . 
strafe verbüßtoder.1~nge.r als .einen Monat in·' "DerGrunidbeitrag bel~uft sich auf monatlich 
einer- Bundesanstalt für Erziehungshedürftige 150.S." 
· oder in ~inein Arbeitshaus angehalten wird, 

2. sich in' einem Kal~nderj~hr länger als zwei 
Monate im Auslande aufhält; eS . wäre denn; 
daß durch zwischenstaatliches übereinkommen 
oder durch V ei'ord~ung mit Zustimmung des 

. Hauptauss,chusses des ~htionaliateszur Wah­
rung der Gegenseitigkeit. aooer~s bestimmt 
wird oder d'aß der''Ansprucil~berechtigte öster-

14, pem§ 36 ist als Abs.· 5 aruzufügen: 

,,(5) Zur Deckung eines Gebarungsabganges 
kann atich .. d,ie allgemeine Rücklage herangezogen 
werden, soweit sie die Höhe der gesamten Aus~ 
gaben dies letzten abgelaufenen Geschäftsjahres 
übersch,reitet, Reichen weder der· danach verfüg­
bareTeil der allgemeinen Rücklage, noch eine 
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Erhöhung des veränderlichen' Beitrages auf 
10 v. H. des Monatseinkommens zur Deckung 
des Gebarungsabganges aus, so kann, der ver­
änderliche Beitrag über 10 v. H., höchstens auf 
12 v.H dies' Monatseinkommens (Abs. :2) er-
höht werden/' ' 

DiebisherigeilJ Abs. 5, 6, 7 und 8 erhalten die 
Bezeichnung Abs.6, 7, 8 'und 9~ 

15. § 49 aAbs., 1 hat zu lauten: 

,,(1) 'Die vor de~ ,1. Jänner 1960 angefallenen 
Renten und die nach dem 31. Dezember 1959 
anfallenden Hinterbliebenenrenten nach Inva!idi c 

täts(Alters)rentnern, "deren Renne vordem 
1. Jänner 1960 angefallen ist, sind vom 1. Jänner 
1960 beziehungsweise vom späteren' Anfallstage 
der Rente ab um 20 v.' H. des Renteribetrages 
zu erhöhen; auf~ies:e Erhöhung sihdi der Zu­
schlag nach§ i1'bund die' ini § 49a in,d~r Fas-

,sung,der Novelle; BOB!. Nr: 174/1951; und der 
3: Novelle, ,BGBL Nr; ,67/19.55,' sowie'di;e im 
§ 49 a Abs. '1 iri der Fassun;gder 4. No'velle, ,BGBL 
Nr. 262/1957,' verfügten Erhöhungen' anzu­
rechnen. Erreicht hiedurchiusammen' mit der 
Erhöhung des Grundbet~ages nach .Abs. 2 die 
Witwen~ente nach § 14 Z .. 1Iit. a nicht den Be­
trag von 600 S, ,die Witwenrente nach §'14 Z . .1 
lit. b nicht den Betrag von 500 S,dieWaisenrentc 
für ein einfach verwaistes -Kind nicht den- Betrag 
von 150 Sund di'e Waisenrente für ein doppelt 
verwaistes Kind nlcnt den Betrag von 3,00 S, so 
ist die Rente auf den Betrag von 600 peziehungs­
weise ,500, 150' und 300 S aufzufüllen.: 'tJic 
Hinterbliebenenrenten, dürfen die angegebenen, 
Mindestbeträge' ztisamm~n '1000 S "zuzüglich von 
je 1 00 S für jede Waise nicht übersteigen und 'sind 
auf dieses Höchstausmaß verhältnismäßig herab­
zusetzen; § 17 Abs. 1 zweIter Und dritter Satz 
sind entsprechend anzuwenden. Ist die Rente 

3 

nach § 20 b oder nach einer früheren für das 
Vorliegen Von Versicherungszeiten in mehreren 
PensionsV'ersicherungen getroffenen Regelung nur 
anteilig zu gewähren, so ist die Auffüllung vor 
der Ermittlung des Anteiles vorzunehmen. Die 
Auffüllung hat zu, urnterbleiben, solange der 
Grundbetrag nach § 23 a teilweise ruht." 

Artikel 11. 

§,84 in V~r'bindung mit'§ 480 Abs. 1 Z. 4 des 
Allgemei,nen S9zialvers.id1enmgsgesetzes ist mit 
fölgendei Maßgabe anzuwenden: 

'Insoweit die Mltnel des Unterstützungsfonds 
zur Erfüllung der' ihm nalli den gesetzlichen Be~ 
stimmungen zukommende!) Aufgaben nicht aus­
'~'eichen, kann die Versicherungsansialtwr Auf-' 
füllung des Unterstützurigsfonds einen 'Zuschlag 
,zU, den veränderlichcnBeitiägen bis zu 2v. H. 
,dieser Beiträge einheben urid, dem Unter~ 
stützungsfonds zuweIsen., 

, ' Artikei III. 

, (1) DiesesBundesgesetz 'tritt arit l.Järi~er:1960 
in Kraft., 

(2) Art. I Z. 1 gilt nur für die nach dem 3 i.De­
zember 1959 anfallenden, Renten mit Ausnahme" 
der Hinterbliebenenrenten n:aCh In:validitäts­
(Alters)rentnem, deren Ren:te~or4em 1. Jänner 

,19'60 angefallen ist'; , 'auf die' so bemessenen. Ren~ 
ten ist §21 b:nichtanzuwenden. , 

(:;) Art. 1 Z.1giltnur;für Leistung'en"bei' denen 
der Versich!!run;gsfallnachdem 30, Juni J958 
liegt. 

Artikel IV. 

Mit der VoUziehurig diese~ Bund~$gesetz~s ist 
'das Bundesministeriiiin, für soziale Verwaltung 
'betraut, 

.... , 
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Erläuternde Bemerkungen 

Die Sonderversicherung der NotarversiChe­
rung ist durch das' Notarversicherungsgesetz 
1938, BGBL N r. 2, geregelt. Dieses Bundes­
gesetz wurde mit Ausnahme der Bestimmungen 
über die Krankenversicherung und die Arbeits­
los,enversicherung durch das Sozial versicherungs­
übetleitungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1947, mit 
einer Anzahl von Änderungen und Ergänzun­
gen wieder in Kraft gesetzt. 

In der Folgezeit erfuhr das Notarversiche­
rungsgesetz 1938 eine Reihe weiterer Änderun­
gen und Ergänzungen. So wurden durch 
das 2. Notarversicherungs-Anpassungsgesetz, 
BGBL Nr. 174/1949, die Leistungen der Notar­
versicherung mit Rücksicht auf die bis, dahin 
eingetretenen Loihn- und Preissteigerungen ent­
sprechend erhöht. Dur·chdie 1. Novelle zum 
Notarversicherungsgesetz 1938,BGBL Nr. 174/ 
1951, wurden hauptsächlich die Leistungen 
für die Hinterbliebenen der Notare erhöht, 
die Grundlage für die Bemessung des ver­
änderlkhen Beitrages für Notariatskandidaten 
herabgesetzt, der Begräbniskostenbeitrag erlhöht 
und ein Unterstützungsfonds eingerichtet. Auf 
Grund des Sozialversicherungs-Anpassungs­
gesetzes 1951, BGBL Nr. 189; wurde-die Ge­
währung der Ernährungszulage in die Notar­
versicherung eingeführt. Durch die 2. Novelle 
zum Notarversicherungsgesetz 1938, BGBL 
Nr. 159/1952, wurde der Hilflosenzuschuß für 
Invaliditätsrentner, der Steigerungsbetrag der 
Rente - mit Ausnahme der vor dem 1. Juli 
1952 angefallenen Hinterbliebenenrenten - und 
neuerlich der Begräbniskostenbeitrag erhöht; der 
Kinder- lirid HilfloseIliZuschuß wurde auf· Alter:s­
rentner 'ausgedehnt und der veränderliche Bei­
trag von 5 v. H. auf 7 v. H. hinaufgesetzt. In der 
3. NoveHe ZUm Notarversicherungsgesetz 1938, 
BGBl. N r. 67/1955, wurden weitere Leistungs­
verlbesserungen verfügt, und zwar wurden der 
Satz der Zus.atzrente, die Abfertigung. für die 
Witwe im Falle ilhrer Wiederverehelichung und 
die vor dem. 1. Juli .1952 angefallenen-Hinter~ 
b1ie,benenrenten~ erhöht. Ehenso erfuhr derBe" 
gräbniskostenbeitrag eine neuerliche Erhöhung. 
Ferner wurde die Gewährung einer Sonderzah­
lung eingeführt und eil1ligen in österreich ein-

gebürgerten Notaren, Notariatskandidaten und 
Notariatsanwärtern die Erwerbung. von Ver­
sicherungszeiten für die Zeit vor dem 1. Mai 1945 
sowie die Nachversicherung von Unterlbrechun­
gen der Versicherung und von Behinderungs­
z'eiten ermöglicht. Durch die 4. Novelle zum 
Notarversicherungsgesetz 1938, BGBI. Nr. 262/ . 
1957, wurden die Verbesserungen der Lei­
stungen der Notarversicherung, wie sie die bis­
herigen drei Novellen zum Inhalt hatten, fort-, 
geführt. So wurde der Grundbetrag der In­
validitäts(Alters)rente bei gleichzeitigem Einbau 
der Ernährungs.zulage in diesen Rentenlbestand­
teil erhöht, ebenso der Abfertigungsbetrag der 
Witwenrente und der Begräbniskostenbeitrag .. 
Ferner wurden auch die Rentenleistungen' er­
höht, die von der angeführten Rentenverbesse­
rung nicht erfaßt wurden. Außerdem hatte die 
4. Novelle zum Notarversicherungsgesetz 1938 
di,e übernahme der Zustellgebühren von Ren­
ten durch die Anstalit, Änderungen einiger Be­
günstigungsb.estimmungen, Verbesserungen der 
Einkaufsmöglichkeiten von Versicherungszeiten 
und schließlich die Änderung ,einiger Bestim­
mungen über die Organisation der Versiche­
rungsanstalt zum Inhalt. 

Der gegenständliche Entwurf einer 5. No­
velle zum Notarversicherungsgesetz 1938,. der 
auf einen von der Hauptversammlung der Ver­
sicherungsanstalt des österreichischelll Notariates 
im Juni 1959 beschlossenen Antrag zurückgeht, 
steht im engen Zusammenhang mit dem Ent­
wurf einer Novelle zur Notariatsordnung, 
RGBL Nr. 75/1871, womit die Altersgrenze 
eines Notars für das Ausscheiden aus dem No­
tariat stufenweise vom 75. auf das 72. LclJens­
jOfhr herabgesetzt werden soll. Durch die Ver­
wirkilichung dieses von den Notaren schon seit 
langem gehegten Wunsches soll eine Verjüngung 
des Notarenstandes erreicht werden, wofür auch 
s~andespolitische Erwägungen maßgebend sind. 
Im Notarversicherungsges'etz 1938 ist das An­
falls alter für die Gewährung der Altersrente mit 
der Vollendung des 70. Lebensjahres f~tJgesetzt; 
den mit 72 Jahren aus der Aktivität ausscheiden­
den Notaren ist somit 'die Altersrente ge­
sichert, doch wird mit der Herabsetzung der 
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Altersgrenze für da,s Ausscheiden aus dem' No­
tariat auch eine v'Ürzeitige Verringerung des Ein­
kommens eines Notarn verbunden sein. Um 
diese nachteilige Wirkung der angeführten Maß­
naJhme zu mildern, sollen die nach Wirksam­
wenden der Novelle zur Notarialt5ordnung an­
fallenden Dir,ektrenten sowie die nach Beziehern 
dieser Renten anfaHenden Hinterbliebenenren­
ten um rund 50 v. H. erhöht werden. Von dieser 
Erihahung werd~n di'e Altrenten (das sind die 
vor dem 1. Jänner 1960 angefallenen Direkt­
und Hinterbliebenonrenten sowie die nach dem 
31. Dezember 1959 anfallenden Hinterbliebenen­
renten nach Invaliditäts[AltersJrentnern, deren 
Rente vor dem 1. Jänner 1.960 angefallen ist) 
ausgenommen sein. Da es a-ber nicht angängig 
erscheint, die A1trenten in ihrem bisherigen Aus­
maß unverändert zu bellassen, ist im vol'liegen­
den Entwurf der 5. Novelle auch eine EI'höhung 
dieser Renten, wenn auch im geringeren Aus­
maß als für Neurenten, vorgesehen. Diese Er­
höhung beträgt, rund 20 v. H. der bisheri.gen 
Renten'höhe. Die durch die Erhöhung der Neu­
und Ahrenten notwendigen MehrausgaJben der 
Versicherungsanstalt des österreichischen No­
tariates sollen insbesondere durch die Erhöhung 
des Grundbe~trages und durch eine Heranziehung 
der Rücklage der Anstalt, deren liquider Teil der­
zeit 9'0 Mill. S beträgt, ermöglicht werden. 

Darüber hinaus sieht der beiliegende Entwurf 
noch folgende Ibedeutendere Anderungen vor: 

EinfÜ'hrung einer Bestimmun'g, wonach, die ip 
den §§ 251 a ASVG" 71 GSPVG. und 65 LZVG. 
enthaltene ·Sonderregeil.ung für den Fall des Zu­
sammentreffens von Versicherungszeite,n aus 
mehreren, nach verschiedenen _ Bundesgeselt'Zen 
geregeken, Pensions(Renten)versicherungen auch 
in der Notarversicherung anzuwenden ist; 

Aufnahme einer dem § 89 ASVG. angepaßten 
Anderung der Bestimmungen über die Gewäh­
rung von Leistungen bei Auslandsaufentlhah des 
Berechtigten; 

Erhöhung des Hilflos-enzuschusses fUrEmp­
fänger von Direktrenten, bei gleichze~tiger E[n­
führung ,dieses Zuschusses auch für Bezieher von 
Hinterbliebenenrenten, wie dies in der All­
gemeinen SOZlialvlCrsicherung in Aussicht genom­
men ist; 

Erhöhung der Mittel, die dem Unterstüt'Zungs­
f'Ünds gewidmet werden können, 

und schließlich Anpassung der Bestimmung des 
§ 27 Abs. 3 über die Agenden der Hauptver­
sammlung aIi den Wortlaut der- entspremenden 
Vorschrift qesASVG. 

Wiehereits ohen ,- erwälhnt; hängt die gegen­
ständliche NoveHevon der in Aussicht genom­
menen '" Anderungder Notariatsordnung ah, 
weIche bereits mit 1. Jänner 1960 in Kraft treten 
soll. Aus diesem Grund sollen die Leistungsver­
besserungen im vorliegendenE'llJtwurf, die einen 
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Ausgleich für den mit der Heralbsetzung der 
Altersgrenze für das Aus~che~den aus dem No­
tariat verbundenen vorzeitigen Einkommens­
rückgang darstellen, ebenfalls m~t diesem, Zeit­
punkt wirksam werden. Die vorgesehene Ande­
rung und Ergänzung des Notarversicherungs­
gesetzes 1938 konnte daher, da die geplante voll­
ständige Neufassung dieses Geset'Zes bis zu diesem 
Zeitpunkt nicht aJbgeschlO'ssen werden kann, nur 
in die Form einer N'Üvelle zum Notarversiche­
rungsge'setz 1938 gekleidet werden. 

Zur finanziellen Lage der VersicherungsanSitalt 
des öster;reichischen Notariates ii~t folgendes zu 
sag-en: Im Jahre 1959 sind GesamteinnalhmeIi 
von rund" 6'1 Mill. S (davon Beit1ragseinnahmen 
5'2 Mill. S) zu erwarten; ihnen stehen Gesamt­
ausgaben von -voraussichtlich rund 4'8 Mill. S 
(davon Vemicherungsleistungen rund 4'3 Mitl. S) 
gegenüber, so daß mit einem Gebarungsübeli­
schuß von rund 1'3 MiU. S ~das >sind 27 v. H. der 
Ausgaben) gerechnet werden kann, Das Reinver~ 
mögen wird Ende 1959 etwa 10' 8 Mi[1. S 'be­
tragen, wovon etwa 1'8 Mil!. S als gebunden an­
zusehen sind, so daß der liquide Teil des Rein­
vermögens rund 9 Mill. - S (das ist das rund 
1'9fache der Gesamtausgaben des Jahres 1959) 
beträgt. 

Die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen 
für das Jahr 1960 können wie folgt veranschlagt 
werden: 

a) Erhöhung der 1960 neu an­
fallenden Renten (mi1t Aus­
nahme der Hinterbliebenen­
remen nach am 1. Jänner 1960 
laufenden Dilfektrenten) rund 385.000 S, 

b) Aufwertung der bereits 'lau-
fenden Renten rund ........ 700.000 S, 

c) Erhöhung des Hiaflosenzu­
schusses und Gewährung auch 
an Hinterlblie!bene rund .,.. 20,000 S, 

das sind M ehr aus gab e n 
von zusammen rund ........ 1,105.000 S, 

d) Mehrelinnrahmen aus 
der Erhöhung des Grund-
betrages rund ........... ,.. 625,000 S, 

daher ef f e k t i v e M e ih r­
belastung des Jahres 
1960 etwa .,............... 480.000 S: 

Es kann hienach in diesem Jahre noch mQt 
einem Gebarungsübernchuß von etwa 820.000 S 
gerechnet werden. -

In den folgenden <bdderi Jahr,en wird die 
stufenweilse Herabset'Zung der ALtersgrenze von 
75 auf 72 Jahre einen erhöhten Anfall von 
Altersreilten' mit sich bringen und im Zusam~ 
menwirken_ mit der geplanten rund 5ÖOfoigen 
Erhohung der neu :anfallenden Renten eine nicht 
unwesenitliche Mehrbelastung erwarten lassen. 
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Auf Grund der Aherslschichtung der gegen­
wärtig tätigen Notare darf für 1961 mit eilller 
Erlhö'hungdes Rentenaufwandes gegenülber 1960 
um rund 700.000 S (14 v. H. des Rentenauf­
wandes 1960) und im Jahre 1962 um weitere 
rund 1'1 MillI. S gerechnet werden. Das statrke 
Ansteigen des RenteIl!aufwandes Mrd, unver­
änderte Höhe der Beitragsgrundlagen voraus­
gesetZJ!, enstmals im Jahre 1962 einen Gebarungs­
abgang von etwa 900.000 S zur Folge h~ben. 
dieser Abgang kann jedoch noch ohne weiteres 
a U5 dem ibis Ende 1961 auf annähernd 11 Mill. S 
angestiegenen Reinvermögen gedeckt werden. . 

Ab 1963 wird eine sukzessive Erhöhung des 
Be1itragssatzes für den veränderlichen Beitrag in 
Erwägung zu ziehen sein, um eine zu starke 
Verminderung der Rücklage zu vermeiden. Das 
Ausmaß wie auch das Tempo dies,er Erhöhung 
wird jedoch wesentlich von der weiteren Ent­
wicklung des Einkommens der Notare abhängen, 
dunn welche sowohl die Höhe der Be[tragsein­
nahmen als auch das Ausmaß der künftig anfal­
leIl!den ReIliten, Ibesitimmt w~l'Id. 

Zu deneinze1nen BestimmUlllgen des Entwur-
fes ist zu bemerken: . 

Zum Artikel I Z. 1: 

Auf Grund der gegenständ~ichen Knderung des 
§ 11 Abs. 1 werden gegenüber den bisherigen 
Ansältzen die Ansätze für den Grund- und den 
Steigerungsbetrag um 50 v. H. und die Zusatz­
rente um 75 v.H. erhölht; ,es betlfug der Grund­
betrag 480 S + Zuschlag von 100 v. H., der 
Steigerungsbetrag für jeden anrechenbaren Bei­
tragsmonat 1'25' v. H. + Zuschlag von 100 v. H. 
und die Zwatzrente 1/2 v. T. des durchschnitt­
lichen Betrages des 400 S übersteigenden Teiles 
der Monatseinkommen im Sinne des § 36 Albs. 2. 
Nach der vongesehenen Regelung beträgt der 
Grundbetrag 1440 S, der Steigerungsbetrag 
S 375 und die ZusaJtzrente 7/8 v. T. Im Art. III 
wird gleichzeitig verfügt, daß die Vorsch,rift des 
§ 21 b über den Zuschlag zum Grund- und 
Steigerungsbetrag auf die nach dem 31. Dezem­
ber 1959 anfallenden Renten {m~t Ausnahme der 
HinteI1bliebenenrenten nach Rentnern, deren 
Rente vor dem 1. Jänner 1960 angefallen ist) 
nicht anzuwenden ist. Damit wird die Bemessung 
der RenteIl!leistungen, aber auch des Begräbnis­
kostenbeitrages, der Abfertigung usw. verein­
facht. Unter diesem GesichtJSpunkt der Verein­
fachung d~ Leistungsberechnung wurde auch die 
Upterscheidung des' Ausmaßes der Aufwertung 
für den vor dem 1. Jälnner 1948 und den bis zum 
30. Juni 1949 erworbenen Teil der Zusatzrente 
(siehe § _21 b Z. Zr nicht mehral,1fgenommen. 

Dur'ch die nunmehr vorgesehene Renten­
erhöhung .wird die AJtersrente für einen Notar, 
der zum Beispiel im Jahre 1960 nach 45 an-

reche~baren Dienstjahren und Versehung emes 
minderen Notariates seit ,dem Jahre 1934 in den 
Ruhestand tritt, rund 4800 S(gegenülber rund 
3000 S bisher) und im FaUe seines Todes für 
seine Witwe die Witwenrente rund 2880 S 
(gegenüber rund 1800 S b~slher) betragen.' Mit 
dieser Leistungserhöhung wird im übrigen einem 
ebenfalls. seit !langem von den Notaren an­
gestrebten Ziel nähergekommen; nämlich der 
Angleichung der ALtersrente an den Ruhegenuß 
eines Richters der 4. Standesgruppe :bei voller 
Ruhegenuß'bemessungsgrundlage (derzevt rund 
6650 S). 

Die Zusatzrente wird im Gegensatz zu den 
ührigen Rentenbestandteilen, die um 50 v.,H. 
erhöht werden, um 75 v. H. erhöht. Das Aus­
maß der Zusatzrente wird im wesen,rüchen von 
der Höhe des Monatseinkommens eines Notar~ 
während der anrechenbar.en Beitragszleit be~ 
stimmt. Nach de;r bestehenden Einkommensent­
wicklung [bei den NotaJren, di'fl Zur Folge hat, daß 
dem veränderlichen Bleitrag zur Versich.erung, 
der glleichfaHs von der Höhe des Monatseinkom­
mens abhängt, gegenilber dem Grundlbeitmg von 
150 S größere Bedeutung zukommt, el"Sch,eint es 
~e,rechtfertigt, die Höhe der Beiträge bei der 
Leistung stärker als bisher zu berücksichtigen; 
dies schon im Hinblick au:f die mögliche' Er­
höhung d.es veränderlichen B,eitrages auf 1.0 v. H. 
des Einkommens. . 

Eine we,rtere Knderung, ,die durch di,e vor­
liegende Novelle in der Notarversicherung ein­
geführt wird, is;t die. Festsetzungdc'S Durch­
schnittes der Monatseinkommen aus den letzten 
36 Beitragsmon,a.ten vor VoHendung des 60. an 
SteHe des 50. Lehensjahres eines Notars für die 
Prüfungde,r in Betracht kommenden Höchst­
g,renze der Invaliditätsrente. Der Grund für diese 
Knderung ist in der Tatsache zu such,en, daß 
Notare im aHgemeinenin den letzten Jahren 
vor ihrem 60. Lebensjahr die für s~e günstigsten 
Einkommensverhältnisse ,erreichen. 

Zum Artikel I Z. 2 bis 6: 

Auf Grund der Knderung des § 10 Albs. 2 soll 
der Hilflosenzuschuß für Bezieher von Dil'ekt­
renten auf 25 v. H. der Rente ohne Zusatzrente 
erhöht werden; gLeichzeitig soU in Anpassung an 
die in Aussicht genommenen. analogen' Besum­
mun~en der 5. NoveUe zum ASVG. nunmehr 
auch in der Not;llrversicherung der Hilflosen­
zU'schuß für Empfänger von Hinterbliebenen­
reilten' eing.eführt werden. Der Zuschuß beträgt 
ebenfalls 25 v. H. der in Betracht kommenden 
Rente ohne Zusatzrente, min~stens jedoch 
300 S. Diese Mindesthöhe wurde nicht auch beim 
Hilfllosenzuschuß .. zu InvaJiditäts(Alters)renten 
übernommen, weil bei der derzeitigen Höhe 
d,j'eser R'enten der Hilflosenzus·chuß stets über 
dem Betrag von 300 S liegt. . 
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, Bei der !El'iIl1:it!thmg des Höchstausmaßes der 
Hintel1bliebenenrenten hat der Hilflosenzuschuß 
außer Ansatz zu bleiben; hingeg,en wird heider 
Abfe.rtigung der Witwenrente ,im Falle der 
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dieser Vorschrift soll eine Regelung treten, die, 
soweit als möglich, dem § 89 ASVG. über das 
Ruhen der Leistungsansprüche bei Haft- und 
Auslandsaufenthalt angepaßt ist . 

. . WiederVerheiratung der Witwe die Rente ein­
schlLießEch eines gebührenden HiHlosenzuschusses Zum Artikel I Z. 11: 
ahgefertigt, . 0 . Der Wortlaut des § 24 b Abs. 4 erster Satz 

• . 1

1 

wurde an die im Artikel I Z. 10 vorgesehene 
Zum Artike~ I Z. 7: . ' n~ue Fassung des § 23 Abs. 2 und 3 angepaßt . 

. Von der In den §§ 251 a ASVG. beZH:hung/S- Z' A 'k I I Z 2' . 
weise 71 GSPVG. und 65 LZVG. geregelten so- um rb e . 1 . 
genanntenWanderversicherung wil1d auch ,die Durch die Neufassung des § 27 Abs. 3 über 
Notarversichenmg erfaß,t. Aus diesem Grund be- die Aufgaben der Hauptversammlung wird diese 
stimmt § 20 b, daß die in den zitierten Bestim- Bestimrn:ung an den Wortlaut des § 435 Abs. 1 
mllngen enthahene Sonderregelllng bei Vor-' ASVG. entsprechend angepaßt. 
liege'n von Versicherungszeiten in meihreren Pen-
sions(Renten)"ersicherungen, die nach den Be~ Zuin Artikel I Z. 13: 
stimmungen verschiedener Bundesgesetze ge­
regelt s,ind, auch im Verlhältnis zur Notarver­
sicherung entsprechend an,zuwenden ist. Die Be­
rufsunfähigkeit im Sinne des § 10 Albs. 1 ist 
hiebei dem VersicherungsfaH der geminderten 
Arbeitsfähigkeit in der Pensionsversicherung 
nach. dem ASVG. bezieihungsweise dem Ve!r-

, sich'eningsfall der dauernden Erwerlbsunfä'hi,gk,eit 
im Sinne des GSPVG. beziehungsweise des 
LZVG. gleichzusetzen. 

Zum Artikel I Z, 8: 

Nach dem Vorbild des § 104 Abs. 4 ASVG. 
sollen durch den neu eingeführten Absatz 6 des 
§ 21 die Leistungen der Nötarversicherung auf 
volle Schillinge aufgerundet werden; durch diese 
Regelung wird der Vorgang bei Auszahlung dei 
Leistungen vereinfacht werden. . 

Zum Artikel I Z. 9: 

Die im Artikel I Z. 1 und 15 vorgesehene 
Verbesserung der Leistungen der N otarversiche­
rung wird, wie eingangs bereits erwähnt, eine 
Steigerung des Aufwandes der Versicherungs­
anstalt des ösetrreichischen Notariates zur Folge 
haben. Die Erhöhung, des Grundbeitrages von 
50 S auf nunmehr 150 S stellt, neben der Heran­
ziehung der Rücklage der Anstalt (Artikel I 
Z. 14), eine der Maßnahmen zur Tragung der 
Kosten der Leistungserhöhung dar. 

Zum Artikel I Z. 14: 

Auf Grund des neuen Abs. 5 des § 36 wird 
der Versicherungsanstalt des österreichischen No­
tariates die Möglichkeit eingeräumt, zur Deckung 
eines Gebarungsabganges - wie dies zum Bei­
spiel nach Wirksamwerden der im Art. I Z. 1 
und Z. 15 getroffenen Leistungsverbesserungen 
zu erwarten sein wird ~ auch die allgemeine 
Rücklage heranzuziehen, soweit sie die Höhe der 

Die, Zuschläge nach §21 b zu Renten sollen ,Ausgaben des abgelaufenen Geschäftsjahres über­
nunmehr auch gewährt werden, wenn der Rent- schreitet. Dies scheint bei einer vorhandenen 
ner seinen Wohnsitz im Ausland hat, da durch liquiden Rücklage der Versicherungsanstalt in der 
die im § 23 Abs. 2 und 3 (Artikel I Z. 10) ent- Höhe von gegemyärtig 9 Mill. S durchaus ver­
haltenen Maßnahmen die Bestimmungen übf~r tretbar. Sollte a~er weder der danach verfügbare 
die Gewährung von Leistungen bei Auslandsauf- Teil der allgemeinen Rücklage noch die Erhöhung 
enthalt des Berechtigten neu geregelt, werden. des veränderlichen Beitrages auf 10 v. H. des Mo­
Diese Anderung hat jedoch nur für die vor dem natseinkommens (Abs. 2) zur Deckung eines Ge­
l. Jänner 1960 angefallenen Renten und für nach I barungsabganges ausreichen, so kann der Ver­
dem 31. Dezember 1959 anfallenden Hinterblil~- änderliche Beitrag auf höchstens 12 v. H. des 
benenrenten nach Invaliditäts(Alters)rentnern, Monatseinkommens erhöht werden. Eine Er­
deren Rente vor dem 1. Jänner 1960 angefallen höhung des veränderlichen Beitrages bis zur 
ist, Bedeutung, weil für die übrigen nach d,em Höchstgrenze von 12 v. H. dürfte aber nach ~er 
31. Dezember 1959, anfallenden Renten a\if gegenwärtigen Lage noch längere Zeit hinaus­
Grund des ArtikelsIII die Zuschläge bereits in gesch.oben werden könnep.. 
die Rente e~ngebaut sind. 

Zum Artikel I Z. 10: 

Verlegt ein Rentenbezieher seinen Wohnsitz 
in das Ausland, sah das Notarversicherungs­
gesetz 1938 die Möglichkeifvor, die Rente ab­
ztife~tigen.Diese Bestimm'ung wurde in der 
Praxis bisher noch nie angewendet. An die Stelle 

Zum Artikel I Z. 15: 

Die Bestimmungen des Artikels I Z. 1 über 
die Leistungsverbesserungen, die gemäß Ar­
tikel III Absatz 1 mit L Jänner 1960 'in Kraft 
treten, finden auf die vor. diesem Zeitpunkt an­
gefallenen Renten und auf nach dem 31. Dezem­
ber 1959 anfallenden Hinterbliebenenrenten nacjl 
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Invaliditäts(Alters)rentnern, deren Rente vor 
dem 1. Jänner 1960 angefallen ist, keine Anwen­
dung.Da es aber nicht vertretbar erschien, eine 
große Gruppe von Renten von jeder Erhöhung 
der Leistungen auszuschließen, mußten auch Maß­
nahmen· hinsichtlich jener Renten getroffen wer­
den, die an der Leistungsverbesserung des Art. I 
Z. 1 nicht teilnehmen (Altrenten). Diese Alt­
renten werden um 20 v. H. erhöht; auf die Er­
höhung ist die Erhöhung des Grundbetrages nach 
§ 49 a Abs. 1 (1. und 3. Novelle) sowie die Er­
höhung des Zuschlages nach § 21 b (3. Novelle) 
- mit Ausnahme der Erhöhung des Grundbe­
trages nach § 49 a Abs. 2 (4. Novelle) - an­
zurechnen. 

Erreicht auf Grund dieser Erhöhung die Wit­
wenrente nach § 14 Z. 1 lit. a nicht den Betrag 
von. 600 S, die Witwenrente nach § 14 Z. 1 lit. b 
nicht den Betrag von 500 S, die Waisenrente für 
ein einfach verwaistes Kind nicht den Betrag von 
150 S, für ein doppelt verwaistes Kind nicht den 
Betrag von 3000 S, so sind die Renten auf diese 
Beträge aufzufüllen. Diese Beträge liegen zwar 
unter den Richtsätzen für die Ausgleichszulage zu 
den Renten nachdem ASVG. und GSPVG.; doch 
muß bedacht werden, daß bei der Anwendung 
der Mindestbeträge nach dem vorliegenden Ent­
wurf das sonstige Einkommen 'des Rentenberech­
tigten nicht - so wie dies bei den Ausgleichs­
zulagen der Fall ist - zu einer Verminderung 
der Mindestleistung führt. 

tarversicherung kann der Fall eintreten, daß in 
einem Geschäftsjahr keine Gebarungsüberschiisse 
erzielt werden, was zur Folge hätte, daß in dem 
diesem Geschäftsjahr folgenden Jahr dem Unter­
stützungsfonds keine Mittel gewidmet werden 
könnten. Da Leistungen aus dem Unterstützungs­
fonds insbesondere an llezieher 0 niedriger Renten 
bei schweren Krankheitsfällen gewährt werden 
- die Notarversicherung umfaßt nicht auch eine 
Krankenversicherung - würden in einem solchen 
Falle gerade diese Personen ernste Nachteile er­
leiden. Die neue Regelung soll daher die soziale 
Hilfeldstung durch den Unterstützungsfonds, 
auch wenn sich in einem Geschäftsjahr ein Ge­

. barungsabgang ergibt, sicherstellen. 

Zum Artikel III: 

Nach Artikel III tritt die vorliegende Nqvelle 
am 1. Jänner 1960 in Kraft. 

Artikel I Z. 1 gilt nur für die nach dem 31. De- . 
zember 1959 anfallenden Renten mit Ausnahme 
der Hinterbliebenenrenten nach Invaliditäts(AI­
ters)rentnern, deren Rente vor dem 1. Jänner 
1960 angefallen ist. Auf Renten, die nach Ar­
tikel I Z. 1 eine Erhöhung erfahren, sind die 
Vorschriften des § 21 b über die Gewährung von 
Zuschlägen zu Renten nicht mehr anzuwenden. 
Artikel I Z. 7 gilt nur für Leistungen, bei denen 
der Versicherungsfall nach dem 30. Juni 1958 
liegt, weil die entsprechenden Vorschriften des 
ASVG. (§ 251 a), des GSPVG. (§ 71) und de.s 

Zum Artikel II: LZVG. (§ 65) ebenfalls nur für Leistungen gel-
Durch die im Artikel I Z. 1 und Z. 15 vor- ·ten, bei denen der Stichtag nach dem 30. Juni 

gesehene Verbesserung der Leistungen der No-. 1958 liegt. 
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